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Wien, 20. Februar 2013
GZ 3A2.44s1006-281/13

Entwurf eines Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungs-
gesetzes - Bundesministerium für Finanzen

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Rechnungshof dankt für die mit Schreiben vom 29. Jänner 2013,
GZ. BMF-2BOB06/000 2-Il 4 | 20 t3, erfolgte Übermittlung des Entwurfs eines
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetzes - Bundesministerium für Finanzen,
und nimmt hiezu im Rahmen des Begutachtungsverfahrens aus der Sicht der
Rechnungs- und Gebarungskontrolle wie folgt Stellung:

Die Erläuterungen halten zu den finanziellen Auswirkungen der vorgeschlagenen
Maßnahmen fest, dass diese ,,auf der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Nouelle 2012, dem
Bundesuerwaltungsgerichtsgesetz sowie dem Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausfithrungs-
gesetz 2012" beruhen, sodass ,,auf die Materialien zu diesen Normen uerwiesen wird".
Sie enthalten keine weiteren bezifferten Angaben zu den Kostenfolgen der Einführung
der zweistufìgen Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Finanzen und führen ohne weitere Nachweise lediglich aus, dass in
den weiteren Wirkungsdimensionen gem. S 17 Abs. I BHG 2013 keine wesentlichen
Auswirkungen auftreten.

Der Rechnungshof weist einleitend darauf hin, dass auch die Materialien zu den
genannten Gesetzen keine Darstellung der konkreten finanziellen Auswirkungen im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen enthielten. Der Rechnungshof
hielt daher in seiner Stellungnahme vom 29. 0ktober 2Ol2 zum Entwurf eines
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausführungsgesetzes 2012, GZ 3O2.4O5lOOt-2BLltz,
Folgendes fest:

,,Die KostenschÌitzung, wonach sich der Aufwandfür das Bundesuerwaltungsgericht im
Jahr 2014 auf 45 Mill. EUR, dauon rd. 30 MilL EUR Personalaufwand und
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15 Mill. EUR Sschauftuand belaufen werden, þann nicht nachuollzlgen werden, weil in
den Erltiuterung en keine B ere chnung s gru ndlag en enthalten sind.

Was die mit 30 MiU. EUR geschatzten Personalkosten betrffi, kann den Erläuterungen
lediglich entnommen werden, dass das künflige Bundesuerwaltungsgericht einen
Personalstand uon rd. 450 VBA haben wird, wobei 144 Mitarbeiter (dauon
93 juristische Mitarbeiter) uon Bundesministerien und aufgelöslen Bu.n.desbehörden
übernommen werden. Selbst uenn m&n uon dem im Begutachtungsentwurf zur
Dienstrechts-Nouelle 2012 enthaltenen Gehaltsschemafür die Richter des Bundes-
uerwahungsgerichts und des Bundesfinanzgerichts (5 ZIO RS/DG in der Fassung des
Entwurfs der Dienstrechts-Nouelle 2012) ausgeht, ist þeine Nachuollziehbarkeit
gegeben, weil Angaben zur Anzahl der Richter fehlen. Des Weiteren enthalten die
ErlÌiuterungen zu den weiteren Mitarbeitern des Bundesuerwaltungsgerichts,
insbesondere zur Gesamtzahl der juristischen und der nichtjuristischen Mitarbeiter
sowie zu deren gehaltsrechtlicher Einstufung, keine ausreichenden Angaben.

Was den mit 15 Mill. EUR angegebenen Sachaufwand betrffi, sind in den
E rI tiut erun g en ke in e B e r e c hnun g s g run dl a g e n enth alt en.

Es fehlen auch ntihere Angaben und Berechnungsgrundlagen zu der auf 4 Mill. EUR
g e s ch ät zt en e inm ali g e n An s c hubJin an z i e run g . "

Gemäß S 17 Abs. 2 BHG 2013 ist jedem Entwurf für ein Regelungsvorhaben und.jedem
sonstigen Vorhaben, von dem Mitglied der Bundesregierung oder dem haushaltsleiten-
den 0rgan, in dessen Wirkungsbereich der Entwurf ausgearbeitet oder das Vorhaben
geplant wurde, eine der WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung (WFA-FinAV),
BGBI. II Nr. 490/2012 entsprechende Darstellung der finanziellen Auswirkungen im
Rahmen der wirkungsorientierten Folgenabschätzung anzuschließen. Da finanzielle
Auswirkungenjedenfalls wesentlich i.S.d. S 17 Abs.2 BHG 2O13 sind, hat aus dieser
Darstellung insbesondere hervorzugehen, wie hoch die finanziellen Auswirkungen auf
den Vermögens-, Finanzierungs- und Ergebnishaushalt im laufenden Finanzjahr und
mindestens in den nächsten vier Finanzjahren sein werden und wie diese finanziellen
Auswirkungen zu bedecken sind.

Im Falle von langfristigen Auswirkungen ist anzuführen, wie sich diese auf die
Nachhaltigkeit der öfTentlichen Finanzen auswirken und ob sich finanzielle Aus-
wirkungen für eine am Finanzausgleich beteiligte andere Gebietskörperschaft oder für
Sozialversicherungsträger ergeben.

Nach dem vorliegenden Entwurf'sollen Angelegenheiten, für die derzeit die Unab-
hängigen Verwaltungssenate in den Ländern zuständig sind auf das Bundesver-
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waltungsgericht übergehen (2.8. S 41 Abs. 3 Bankwesengesetz oder S 9Bf Abs.3 Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz). 0bwohl auch die finanziellen Auswirkungen für die am
Finanzausgleich beteiligten anderen Gebietskörperschaften darzustellen sind, gehen die
Materialien auf die dadurch bedingten Einsparungen in den Ländern nicht ein.

Regelungsvorhaben, deren Maßnahmen nicht mehr als 100.000 EUR an Gesamtauf-
wendungen in einem Finanzjahr verursachen, unterliegen gemäß S 7 WFA-FinAV
einer vereinfachten Berechnung.

Der Rechnungshof verweist zum vorgelegten Entwurf beispielsweise auf die geltende
Fassung des s 22 Abs. 2 Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, wonach gegen
Bescheide der FMA, ausgenommen im Verwaltungsstrafverfahren, keine Berufung
zulässig ist, und somit der Verwaltungsgerichtshof mit Beschwerde angerufen werden
konnte. Nach dem vorgeschlagenen 5 22 Abs. 2aleg. cit. soll hingegen das
Ven¡raltungsgericht des Bundes durch Senat über Beschwerden gegen sämtliche
Bescheide der FMA entscheiden. Die mit einer allfälligen Befassung sowohl des
Verwaltungsgerichtes des Bundes und danach des Venvaltungsgerichtshof es
verbundenen finanziellen Auswirkungen, werden in den Erläuterungen jedoch nicht
dargestellt.

Der Rechnungshof weist zu dieser Darstellung der finanziellen Auswirkungen des
gegenständlichen Entwurfs daher darauf hin, dass sich auch aus einer Zusammenschau
der Erläuterungen zu den Entwürfen der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,
des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes sowie des Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Ausführungsgesetzes 2012 konkrete Kostenfolgen der vorgeschlagenen Änderungen im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen nicht ermitteln lassen.

Die Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen entsprechen daher nicht den
Anforderungen des S 17 BHG 2013 und der hiezu ergangenen WFA-FinAV.

Aus diesem Grund weist der Rechnungshof abschließend darauf hin, dass mangels
näherer Darstellun g bzw. nachvollziehbarer Erläuterungen zu den finanziellen
Auswirkungen die gesamten Kostenfolgen der Einführung einer zweistufigen
Verwaltungsgerichtsbarkeit auch mit den nun vorliegenden Entwürfen zu den
Anderungen der Materiengesetze des Bundes im Bereich des Bundesministeriums für
Finanzen weiterhin nicht in der erforderlichen Klarheit dargestellt werden.
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Von dieser Stellungnahme wird eine Ausfeftigung dem Präsidium des Nationalrates
übermittelt.

Mit freundlichen Grüßen

Der Präsident:
Dr. Josef Moser

F.d.R.d.A.:t-l
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